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An das

Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen
Frau Abteilungsleiterin Silke Baumgarten
Friedrichstraße 62-80
40217 Düsseldorf

4. September 2026

Stellungnahme zum Entwurf einer Novellierung der LVOFeu

Sehr geehrte Frau Baumgarten,

wir bedanken uns für die Zusendung des Entwurfs der Novellierung der Verordnung über die Laufbahnen 
der Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes im Land Nordrhein-Westfalen (LVOFeu) 
und die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Die mit der Novellierung der LVOFeu vorgenommene Übertragung der Modernisierungsansätze des Lan-
desbeamtengesetzes (LBG) und der allgemeinen Laufbahnverordnung (LVO) auf den feuerwehrtechnischen 
Dienst werden grundsätzlich begrüßt. 

Die Öffnungen bei der Anerkennung von Qualifikationen sowie die erweiterten Möglichkeiten zur Anrech-
nung einschlägiger beruflicher Erfahrungen werden als sachgerecht und praxisnah erachtet. Insbesondere 
die vorgesehenen Regelungen zur Verkürzung von Vorbereitungsdienst und Probezeiten sowie die Auswei-
tung der Anrechnungsfähigkeit bereits erworbener Kompetenzen tragen den tatsächlichen Anforderungen 
moderner Berufsbiografien im feuerwehrtechnischen Dienst Rechnung. 

Positiv hervorzuheben ist dabei, dass künftig unter bestimmten Voraussetzungen nicht nur feuerwehrtech-
nische Tätigkeiten, sondern auch im Rettungsdienst erworbene Erfahrungen und Einsatzzeiten Berücksich-
tigung finden können. 

Diese Flexibilisierungen bieten einen wichtigen Beitrag zur Steigerung der Attraktivität der feuerwehrtech-
nischen Laufbahnen und können die Gewinnung sowie Bindung qualifizierter Fachkräfte nachhaltig unter-
stützen.

Ebenso begrüßen wir die erweiterten Möglichkeiten zur Ableistung von Hospitationen im Rahmen des prü-
fungsfreien Laufbahnaufstiegs. Sehr positiv wird auch die Streichung des Beförderungsverbots während 
der beruflichen Entwicklung nach dem prüfungsfreien Aufstieg bewertet. 

Gleichwohl ergeben sich folgende Anmerkungen und Änderungsanregungen.

Einstellungstest

Ein geschlechterangepasster Einstellungstest wird begrüßt. Die Notwendigkeit einer solchen Anpassung 
ergibt sich insbesondere aus der nach wie vor sehr geringen Repräsentanz von Frauen im Einsatzdienst der 
Feuerwehren und des zu deckenden Bedarfs infolge des demographischen Wandels. Nach Angaben des Mi-
nisteriums des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen waren im Jahr 2025 in den 32 Berufsfeuerwehren 
des Landes insgesamt 11.416 Beamtinnen und Beamte im Einsatzdienst tätig. Davon waren lediglich 355 
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Frauen. Vor diesem Hintergrund scheint ein geschlechterangepasster Einstellungstest geboten, um beste-
hende strukturelle Benachteiligungen abzubauen und Frauen einen chancengerechten Zugang zum Feuer-
wehrdienst zu ermöglichen. Dabei dürfen gleichzeitig die erforderlichen beruflichen Anforderungen nicht 
aus dem Blick geraten. 

Vor diesem Hintergrund muss weiterhin gewährleistet sein, dass der Test geeignet ist, die Fähigkeit nach-
zuweisen, in lebensbedrohlichen Einsatzlagen die wesentlichen körperlichen Anforderungen zuverlässig 
zu erfüllen.  Wenn eine Tätigkeit objektiv eine bestimmte Mindestkraft erfordert – etwa das Tragen einer 
verletzten Person oder das Bewegen schwerer Ausrüstung –, dann muss diese Mindestanforderung für alle 
gelten. Ein geschlechterangepasster Test darf nicht dazu führen, dass Personen zugelassen würden, die die-
se unverzichtbaren Anforderungen nicht erfüllen. 

Nicht jede Übung im Einstellungstest muss aber für alle identisch sein. Entscheidend ist, dass alle Bewerbe-
rinnen und Bewerber nachweisen, dass sie die körperlichen Anforderungen des Feuerwehrdienstes sicher 
erfüllen können. Der Test sollte sich an den tatsächlichen Einsatzanforderungen ausrichten. 

Auch bei der Polizei, deren Einsatzkräfte ebenfalls denselben dienstlichen Anforderungen unterliegen, wer-
den körperliche Eignungstests nicht in jedem Bestandteil geschlechtsneutral ausgestaltet. Stattdessen 
werden physiologische Unterschiede berücksichtigt, ohne dass auf die Anforderung verzichtet wird, die  
Polizeidiensttauglichkeit nachzuweisen. Dies zeigt, dass eine geschlechterangepasste Ausgestaltung ein-
zelner Testbestandteile mit dem Ziel einer validen Eignungsfeststellung vereinbar ist.

Wir halten es jedoch für zwingend geboten, die kommunale Praxis der Einstellungstests auf eine solide 
wissenschaftliche Grundlage zu stellen.

Dafür müssen die bisher üblichen Verfahrensweisen weiterentwickelt werden. Wir schlagen vor, dass das 
Land zeitnah einen wissenschaftlich fundierten geschlechterangepassten Einstellungstest erarbeiten lässt 
und diesen auch den kommunalen Dienstherren zur Verfügung stellt. Ggf. bietet es sich an, diesen Passus 
der Verordnung mit entsprechender Verzögerung in Kraft treten zu lassen, um mit Inkrafttreten die jeweili-
gen Einstellungstests auch entsprechend durchführen zu können.

Regelungen zu Probezeiten

Der neue § 7 Abs. 5 LVOFeu sieht zur Probezeit vor:

„Die Mindestprobezeit beträgt drei Monate. In den Fällen des Absatzes 3 darf die Probezeit ein Jahr nicht 
unterschreiten. Bei gleichzeitiger Anwendung der Absätze 2 und 3 und § 5 Absatz 5 LVO gilt die Mindestpro-
bezeit des Satzes 1.“

Demnach kann die Probezeit nur dann bis auf die Mindestprobezeit von 3 Monaten verkürzt werden, wenn 
kumulativ hauptberufliche Tätigkeiten bei einer Feuerwehr oder Werkfeuerwehr nach § 7 Abs. 2 LVOFeu 
vorliegen und zu berücksichtigende Zeiten nach § 7 Abs. 3 LVOFeu vorliegen und zusätzlich die Prüfungsno-
te über dem Durchschnitt gem. § 5 Abs. 5 LVO liegt.

Zeitgleich wurde die Beschränkung in § 7 Abs. 2 LVOFeu bei der Anrechnung von hauptberuflichen Tätig-
keiten, die Probezeit bis auf ein Jahr kürzen zu können, gestrichen. Falls dies tatsächlich gewollt ist, würde 
dies bedeuten, dass die Probezeit bereits bei alleinigem Vorliegen von hauptberuflichen Tätigkeiten bis auf 
3 Monate gekürzt werden könnte. Dies wäre daher klarzustellen. 
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In den §§ 7, 12 und 20 des Entwurfs ist das Zusammenwirken der jeweiligen Absätze zu wenig verständlich. 
Selbst bei unseren internen Beratungen für diese Stellungnahme wurden praxisrelevante Konstellationen 
gesehen, die unter Fachkundigen zu Unsicherheiten führten; Selbiges würde sich in der Vielfalt der kom-
munalen Praxis sicherlich noch verstärken. Wir fordern daher dringend, die Struktur dieser Paragraphen zu 
überprüfen und die Verständlichkeit der Inhalte inklusive des Zusammenwirkens der Absätze deutlich zu 
erhöhen. 

Daher unterbreiten wir folgenden Änderungsvorschlag für den § 7 Probezeit:

§ 7 Probezeit

(1)		Die regelmäßige Probezeit beträgt drei Jahre.
 
(2) 	�Bei Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Probe kann die hauptberufliche Tätigkeit bei einer Behör-

de oder Einrichtung nach § 1 Absatz 2 oder einer Werkfeuerwehr auf die Probezeit angerechnet und die 
Probezeit bis auf ein Jahr herabsetzt werden.

(3) 	�Zeiten einer ehrenamtlichen Tätigkeit in einer Freiwilligen Feuerwehr oder einer nebenberuflichen  
Tätigkeit in einer Werkfeuerwehr sowie berufliche Zeiten in der Notfallrettung können die Probezeit auf 
Antrag bis zur Hälfte des Zeitraums der ausgeübten Tätigkeit verkürzen. In diesen Fällen darf die Probe-
zeit ein Jahr nicht unterschreiten

 
(4)		�In den Fällen der Absätze 2 und 3 müssen die Tätigkeiten nach Art und Bedeutung mindestens einem 

Amt der Laufbahn entsprechen. Tätigkeiten, deren Ausübung Voraussetzung für den laufbahnrechtli-
chen  Befähigungserwerb ist oder die bereits auf den Vorbereitungsdienst angerechnet wurden, sind 
nicht zu berücksichtigen.

(5)		�Die Mindestprobezeit beträgt drei Monate. Bei gleichzeitiger Anwendung der Absätze 2 und 3 und § 5 
Absatz 5 LVO gilt die Mindestprobezeit des Satzes 1.“

Die Änderungen im § 7 müssten inhaltsgleich in den §§ 12 und 20 übernommen werden.

Zudem handelt es sich weiterhin um eine Ermessensvorschrift. Die Behörde ist daher nicht dazu verpflich-
tet, Probezeiten zu verkürzen und kann dies im Einzelfall entsprechend entscheiden. Diese Möglichkeit der 
Ermessensentscheidung muss zwingend weiterhin erhalten bleiben.

Praxisintegriertes Studium

Der Entwurf der LVOFeu berücksichtigt nicht die seit langem von allen Fachverbänden geforderte Möglich-
keit eines praxisintegrierten Studiums, also der zeitgleichen Ausbildung für die Laufbahngruppe 2, erstes 
Einstiegsamt unter Teilnahme an einem Bachelor-Studium. Hierzu hatte insbesondere das Institut der Feu-
erwehr NRW maßgebliche Vorarbeit geleistet, die bedauerlicherweise keinen Eingang in den Entwurf einer 
neuen LVOFeu gefunden hat.

Die Berücksichtigung des praxisintegrierten Studiums erst zu einem späteren Zeitpunkt, also erst nach dem 
Erstellen einer entsprechenden VAP widerspricht der Normenhierarchie; die LVOFeu muss den Rahmen ge-
ben, der durch eine VAP ausgestaltet wird. 
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Zielsetzung und Rahmen liegen bereits vor, so dass analog der vor 20 Jahren eingeführten „Stufenausbil-
dung“ als Experimentierklausel ein vergleichbares Verfahren umgesetzt werden könnte. Es wird befürchtet, 
dass ansonsten die Schaffung der Voraussetzungen für ein praxisintegriertes Studium erst zeitlich deutlich 
verzögert erfolgt, so dass auch die Umsetzung in der Praxis unnötig verzögert wird. Zudem ist es u. E. sinn-
voll, bereits heute bekannte Anpassungsbedarfe mit aufzunehmen und so einen baldigen erneuten Anpas-
sungsbedarf der LVOFeu zu vermeiden.

Die Eröffnung der Möglichkeit eines praxisintegrierten Studiums muss Eingang in den Teil 3, Abschnitt 1 
(§§ 8 bis 13) finden. Dabei soll die Möglichkeit des praxisintegrierten Studiums explizit auch für Aufsteiger 
nach § 13 gelten. 

Folgender Formulierungsvorschlag wird unterbreitet:

Neufassung des § 8:

„Voraussetzung für die Einstellung in den Vorbereitungsdienst“

(1)		In den Vorbereitungsdienst für das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 kann eingestellt werden, 

		 1.	� wer mindestens das Abschlusszeugnis zu einem Bachelorgrad oder einer entsprechenden Qualifikation 
führenden Studiums an einer Fachhochschule, einer Universität, einer technischen Hochschule, einer 
Berufsakademie oder einer anderen gleichstehenden Hochschule aus dem technischen, naturwissen­
schaftlichen oder einem anderen für die Feuerwehr geeigneten Bereich besitzt

			  oder
		 2.	� wer mindestens die Allgemeine Hochschulreife oder Fachhochschulreife besitzt und die Laufbahnaus­

bildung im Rahmen eines praxisintegrierten Studiums absolviert. Näheres wird durch eine entspre­
chende Verordnung geregelt.

(2)		§ 3 Absatz 2 gilt entsprechend.

Neufassung des § 9:

„Vorbereitungsdienst“

(1)		�Der Vorbereitungsdienst für Beamtinnen und Beamte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 umfasst die Ausbildung und die 
Laufbahnprüfung. Er dauert drei Jahre. Auf den Vorbereitungsdienst werden bis zu zwölf Monate Studien­
zeiten angerechnet, die zum Erwerb der in § 8 Absatz 1 geforderten Vorbildungsvoraussetzungen geführt 
haben. 

(2)		�Der Vorbereitungsdienst für Beamtinnen und Beamte nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 umfasst das Studium, die Aus­
bildung und die Laufbahnprüfung. Er dauert vier Jahre.

(3)		�Die Bewerberin oder der Bewerber wird im Beamtenverhältnis auf Widerruf mit der Dienstbezeichnung 
„Brandoberinspektoranwärterin“ oder „Brandoberinspektoranwärter“ in den Vorbereitungsdienst einge­
stellt.

(4)		�Auf Antrag…  (> alter Abs. 2)
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(5)		�Näheres wird durch die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des ersten Einstiegs­
amtes der Laufbahngruppe 2 (…) bzw. eine Verordnung über die Ausbildung und Prüfung im Rahmen eines 
praxisintegrierten Studiums für die Laufbahn des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 geregelt.

Ergänzung des § 10:

„Laufbahnprüfung“

Der Vorbereitungsdienst schließt mit der Laufbahnprüfung für das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 
des feuerwehrtechnischen Dienstes ab. Sie wird am Institut der Feuerwehr NRW abgelegt. Wird die Prüfung 
bestanden oder endgültig nicht bestanden oder in Fällen des § 8 Abs. 1 Nr. 2 das Studium endgültig nicht be­
standen, so endet das Beamtenverhältnis an dem Tag, an dem der Brandoberinspektoranwärterin oder dem 
Brandoberinspektoranwärter das Prüfungsergebnis durch den Dienstherrn bekanntgegeben wird.

Ergänzung des § 11:

„Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Probe“

(1)		���In das Beamtenverhältnis auf Probe kann übernommen werden, wer
	 1.	 die Voraussetzungen des § 8 Absatz 1 Nr. 1 oder des § 8 Absatz 1 Nr. 2 erfüllt und

(…)

Ergänzung des § 13:

(1)		�Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtechnischen Dienstes können zur Ausbil­
dung für die Laufbahn des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen Diens­
tes zugelassen werden. Die Beamtinnen und Beamten können zugelassen werden, wenn sie

	 a) 	 die Voraussetzungen gemäß § 8 Absatz 1 Nr. 1 erfüllen oder
	 b)	 die Voraussetzungen gemäß § 8 Absatz 1 Nr. 2 erfüllen oder 
	 c)	� die Ausbildung hauptberuflicher Feuerwehrangehöriger zu Gruppen-führerinnen und Gruppenführern 

abgeschlossen und im Rahmen einer mindestens dreimonatigen Tätigkeit die Ausbildungsinhalte des 
zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtechnischen Dienstes vertieft haben. Zu 
den erfassten Tätigkeiten gehören:

	 (…)

(2)		�Die Beamtinnen und Beamten werden auf Grund eines vom Dienstherrn vorzunehmenden Personalaus­
wahlverfahrens zum Aufstieg zugelassen und in die Aufgaben der neuen Laufbahngruppe eingeführt. 

(3)		�Die Einführungszeit dauert in Fällen des § 13 Abs. 1 Nr. 2 a zwölf Monate. Für Beamtinnen und Beamte 
ohne abgeschlossene Ausbildung hauptberuflicher Feuerwehrangehöriger zu Gruppenführerinnen und 
Gruppenführern und ohne abgeschlossene Ausbildung zum Führen im ABC-Einsatz verlängert sich die Ein­
führungszeit um die Dauer dieser Ausbildungen oder der hiervon fehlenden Teile. 

		� Für Beamtinnen und Beamte, die die Ausbildung im Rahmen eines praxisintegrierten Studiums gemäß 
den Voraussetzungen nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 absolvieren, verlängert sich die Einführungszeit um die Dauer 
der Studienzeiten und - sofern zutreffend - um die Zeiten der Ausbildung hauptberuflicher Feuerwehran­
gehöriger zu Gruppenführerinnen und Gruppenführern sowie der Ausbildung zum Führen im ABC-Einsatz 
entsprechend.
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(4)		�Mindestens ein Ausbildungsabschnitt soll bei einer hierfür geeigneten Feuerwehr außerhalb des Bereichs 
des Dienstherrn abgeleistet werden.

(5), (6)  > alte Abs. 3 und 4

In der Überschrift zu § 13 ist ein „und“ ohne weiteren nachfolgenden Text.

„Regelaufstieg“ aus einer Stelle „A11 prüfungsfrei“

Die Feuerwehren in NRW haben für unterschiedliche, herausgehobene Führungs- und/oder Fachtätigkeiten 
Stellen mit der Möglichkeit des prüfungsfreien Aufstiegs in die Laufbahngruppe 2, erstes Einsteigsamt (be-
schränkter, prüfungsfreier Aufstieg) geschaffen oder umgewandelt.

Der prüfungsfreie Aufstieg soll auch weiterhin nur für herausgehobene Führungs- und Fachverwendungen 
Anwendung finden. Hier sind u.a. Tätigkeiten als 
l 	 Leiter(in) der Fahrschule
l 	 Leiter(in) der Atemschutzwerkstatt
l 	 Fachlehrer(in) in der Feuerwehrschule
l 	 Fachlehrer(in) in der Rettungsdienstschule 
l 	 Führungskräfte in der Wachführung ohne Zugführerqualifikation
l 	 Schichtführer(in) Leitstelle
denkbar. Im Verordnungstext sollte der Ausnahmecharakter der Fälle des prüfungsfreien Aufstiegs deut-
licher als bisher herausgestellt werden, um zu verdeutlichen, dass damit nicht eine gefühlte allgemeine 
Erweiterung der Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt bis zur Besoldungsgruppe A11 eröffnet werden soll.

Der prüfungsfreie Aufstieg in diesen Segmenten, also Fach- und Führungsfunktionen, für die die Notwen-
digkeit der Zug- und Verbandsführerausbildung nicht besteht, „spart“ Ausbildung- und Lehrgangszeiten 
ein, die im Rahmen eines Regelaufstiegs nach § 13 andernfalls anfallen würden.

Beamtinnen und Beamte, die prüfungsfrei in die Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt aufgestiegen sind, 
bewerben sich in Einzelfällen nach diesem Aufstieg auf die Teilnahme an der Ausbildung zum Zug- und Ver-
bandsführer (Regelaufstieg nach §13). 

Diese Möglichkeit ist für Beamtinnen und Beamte in einer Stelle der Besoldungsgruppe A10 eröffnet wor-
den. Wir plädieren dafür, dass diese Möglichkeit auch jenen wenigen Beamtinnen und Beamten, die sich 
aus einer Stelle der Besoldungsgruppe A11 (prüfungsfrei) bewerben, eröffnet wird. Die derzeitige kommu-
nale Praxis beinhaltet regelmäßig Rückstufungen aus der Besoldungsstufe A11 hin zur Besoldungsstufe 
A10, um die Teilnahme am Regelaufstieg zu ermöglichen; dies erfordert danach eine erneute Beförderung 
nach A11 und hat mit Verwaltungsvereinfachung ebenso wenig zu tun wie mit motivationsgeeignetem 
Verwaltungshandeln.

Dafür sollten die §§ 14 und 15 entsprechend geändert werden. Die Reihenfolge der Paragraphen sollte von 
der Logik her getauscht werden.
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Wir machen hierzu folgenden Änderungsvorschlag zu § 14:

Änderung des § 14:

„Weitere Zulassung zur Ausbildung“

(1)		�Abweichend von § 13 Absatz 1 Satz 1 können auch Beamtinnen und Beamte, die gemäß § 15 Absatz 1 
aufgestiegen sind, zur Ausbildung und Prüfung zugelassen werden. (…)

Ergänzung zu § 15:

„Beschränkter prüfungsfreier Aufstieg bis zur Besoldungsgruppe A11“

(1)		�Behörden oder Einrichtungen nach § 1 Abs. 2 können ausschließlich für herausgehobene Führungs- oder 
Fachverwendungen Stellen des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 im feuerwehrtechnischen 
Dienst ausweisen, für die ein beschränkter, prüfungsfreier Aufstieg ausreichend ist. Beamtinnen und Be­
amte der Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtechnischen Dienstes können abweichend vom § 13 in das erste 
Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes aufsteigen, (…)

(2)		�Beamtinnen und Beamte, die gemäß Absatz 1 in die Laufbahngruppe 2 beschränkt prüfungsfrei aufgestie­
gen sind, können zur Ausbildung nach § 14 zugelassen werden. Sie haben das Auswahlverfahren gemäß 
§ 13 Absatz 2 Satz 1 zu absolvieren.

(3)		�> Abs. 3 alt

Anmerkung zu §15:

Wir begrüßen nachdrücklich die Öffnung der Voraussetzungen für den prüfungsfreien Aufstieg in § 15, 
Abs. 1, Nr. 2.

Wir schlagen vor, in die durch das Ministerium als gleichwertig anzuerkennenden Qualifikationen, die Qua-
lifikation als
l 	 Praxisanleiter(in) Rettungsdienst
l 	 Fahrlehrer(in)
für eine Stelle/Tätigkeit in einer entsprechenden Fachverwendung vorzusehen.

Prüfungsfreie Verleihung eines Amtes bis zur Besoldungsgruppe A14

Hier sollten § 23, der den beschränkten prüfungsfreien Aufstieg bis zur Besoldungsgruppe A 14 regelt und 
§ 22, der die weitere Zulassung zur Ausbildung regelt, der Reihenfolge nach getauscht werden.

Die Vertiefungsausbildung nach Abs. 1 Nr. 3 ist derzeit auf die Qualifizierung „Seminar Modul Technik“ oder 
das „Lehrgang F/B Modul Vorbeugender Brandschutz“ beschränkt. Da es sich bei beiden Ausbildungsgän-
gen um Mangelressourcen handelt und teilweise Beamtinnen und Beamte eine dieser Ausbildungen besu-
chen müssen, obwohl sie anschließend an gänzlich anderen Stellen eingesetzt werden, sollten zusätzliche 
Wege eröffnet werden. 
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Wir schlagen daher folgende Ergänzung bzw. Erweiterung des § 23 LVOFeu vor:

(1)	� Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppe A 13 in der Ämtergruppe des ersten Einstiegsamtes der 
Laufbahngruppe 2 kann abweichend von § 21 ein Amt der Besoldungsgruppe A 14 unter Wechsel der Äm­
tergruppe in das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 verliehen werden, wenn sie

	 1. 	� nach ihrer Persönlichkeit und ihren Leistungen für den Dienst im zweiten Einstiegsamt der Laufbahn­
gruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes geeignet sind und

	 2. 	� eine Fortbildung über persönliche Kompetenzen in der Mitarbeiterführung und weiteren Kompetenzen 
analog der modularen Qualifizierung gemäß § 25 der Laufbahnverordnung im Umfang von mindes­
tens vier Wochen und

	 3.	� über einen Zeitraum von einem Monat in der Verwaltung außerhalb des feuerwehrtechnischen Dienstes  
hospitiert haben und

	 4. 	� eine hierzu am Institut der Feuerwehr NRW angebotene oder durch das Institut der Feuerwehr NRW 
anerkannte Vertiefungsausbildung für feuerwehrtechnische Beamtinnen und Beamte der Laufbahn­
gruppe 2 besucht haben oder über einen Zeitraum von zwei Monaten in einer Verwendung, für die sie 
vorgesehen sind, bei bis zu zwei hierfür geeigneten Dienststellen außerhalb des Bereichs des Dienst­
herrn hospitiert haben.

Wir bitten Sie um Berücksichtigung obiger Anmerkungen und stehen für weitere Erörterungen gerne zur 
Verfügung.

	
Mit freundlichen Grüßen

Torsten Flemm
Vorsitzender der
AGHF NRW

Tobias Dehling
Vorsitzender des
Werkfeuerwehrverbandes 
Nordrhein-Westfalen

Simon Heußen
Vorsitzender der
AGBF NRW

Stefan Hahn
Beigeordneter  
des Städtetages Nordrhein-Westfalen

Andreas Wohland
Geschäftsführer des
Städte- und Gemeindebundes
Nordrhein-Westfalen

Christoph Schöneborn
Vorsitzender des Verbandes
der Feuerwehren
in Nordrhein-Westfalen

Frank Meyers
Landesvorsitzender der
komba gewerkschaft
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ANSPRECHPARTNER

Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen 
Ansprechpartner: 
Geschäftsführer Andreas Wohland 
Telefon:	 0211-4587-223 
E-Mail: 	 andreas.wohland@kommunen.nrw
 
Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Ansprechpartner: 
Beigeordneter Stefan Hahn 
Telefon:	 0221-3771-0 
E-Mail:	 stefan.hahn@staedtetag.de

Verband der Feuerwehren in NRW 
Ansprechpartnerin: 
Geschäftsführerin Susanne Stupp 
Telefon: 	0202 317712-10 
E-Mail:	 susanne.stupp@vdf.nrw 

Arbeitsgemeinschaft der Leiter
der Berufsfeuerwehren NRW
Ansprechpartner:
Vorsitzender Direktor der Feuerwehr Dipl.-Ing. Simon Heußen
Telefon:	 0234 9254-501
E-Mail: 	 sheussen@bochum.de

Arbeitsgemeinschaft der Leiter
Hauptamtlicher Feuerwachen NRW
Ansprechpartner:
Vorsitzender Ltd. Branddirektor Torsten Flemm
Telefon:	 02271 7616120
E-Mail: 	 vorstand@aghf-nrw.de

Werkfeuerwehrverband NRW e. V.
Ansprechpartner:
Vorsitzender Tobias Dehling, M. Sc.
Telefon:	 02143 139 6333
E-Mail: 	 tobias.dehling@wfv-nrw.de

komba gewerkschaft
Ansprechpartner:
Bundesjustiziar Eckhard Schwill
Telefon:	 0172 7559202
E-Mail: 	 schwill@komba.de


